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DIE DEUTSCHE KRIEGSPOLITIK IM ERSTEN WELTKRIEG 

Die erregte Auseinandersetzung, die das Erscheinen von Fritz Fischers „Griff 

nach der Weltmacht" 1 ausgelöst hat, wird man nicht als zufällig betrachten können. 

Denn, nachdem die historische Diskussion über den Nationalsozialismus eine erste 

Stufe der Sättigung - wenn auch keineswegs eine abschließende oder übereinstim­

mende Lösung - erreicht hatte, mußte sich die Ausdehnung der Erörterung auf 

die Krise des Ersten Weltkrieges fast notwendig einstellen, da in ihr das Problem 

der Wurzeln der zweiten deutschen und europäischen Katastrophe in unserer 

Epoche zur Frage steht. Wer für diese Lage ein Gefühl besaß, konnte schon durch 

das Referat von Mario Toscano auf dem X. Internationalen Historikertag in Rom l a 

auf diese Wahrscheinlichkeit hingewiesen werden. Obwohl sein Thema sich auf den 

Zusammenhang zwischen dem Ausgang des Ersten und dem Ausbruch des Zweiten 

Weltkrieges beschränkte, war in ihm doch schon der Hinweis, auf Ausmaß und Be­

deutung der Kontinuitätsfrage in den Krisen unseres Jahrhunderts in vollem Um­

fang enthalten. Auch ohne den Anstoß, den die Rückführung der deutschen diplo­

matischen Dokumente in das Politische Archiv des Auswärtigen Amtes und das 

Erscheinen des die Debatte förmlich provozierenden Buches von Fritz Fischer ge­

geben hat, hätte der bisherige Problemstand für diese entscheidende Zusammen­

hangsfrage der modernen Geschichte auf die Dauer nicht befriedigen können -

weder für den Stand der Kriegsschuldfrage, noch für die Kriegspolitik des Ersten 

Weltkrieges. 

Denn es war vielfach doch sehr deutlich, daß die wissenschaftliche Überwindung 

der beim Ende des Ersten Weltkrieges geformten Positionen nicht allzu weit ge­

diehen war. Die Nachklänge der Erlebnisse in den Kriegsjahren 1914/18 hatten 

sich, besonders im Ausland, durch die Erfahrung des Nationalsozialismus und den 

Verlauf des Zweiten Weltkrieges wieder verhärtet. Die Positionen des „Revisionis­

mus" in der Schulddiskussion waren keineswegs so sicher und so allgemein ge­

festigt, wie dies in Deutschland oft angenommen wurde. Aber auch in der inner­

deutschen Debatte über die Ursachen für den Aufstieg des Nationalsozialismus, über 

die vielfältigen „Verantwortungen" für seine Machtergreifung und die Befestigung 

seiner Herrschaft, war nicht zu verkennen, daß Apologie wie Kritik oft genug die 

Gefahr einer Adaption des Bildes der vorhergehenden deutschen Geschichte an die 

Probleme der Gegenwart heraufbeschworen, so daß die tief einschneidende Krise 

des Ersten Weltkrieges einem mehr oder weniger dogmatisch gefärbten Urteil nach 

ihrer - sehr verschieden gefaßten - Bedeutung für die deutsche Katastrophe der 

Jahre 1933-1945 unterworfen wurde. Wer sich kritisch darüber klar war, wie weit 

1 Fritz Fischer, Griff nach der Weltmacht. Die Kriegszielpolitik des kaiserlichen Deutsch­
land 1914/18, Düsseldorf 1961. 

l a Relazioni del 10. Congresso internationale di scienze storiche, Firenze 1955, Vol. 5, 
S. 3-50 
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und mit welchen Grenzen trotz aller Massenhaftigkeit des vorliegenden Materials 

das wissenschaftlich notwendig provisorische Bild der Geschichte des Ersten Welt­

krieges bereits oder noch nicht den Anspruch erheben konnte, ein wirklich historisch, 

d. h. aus den Gegebenheiten der Generation von 1914 geschichtlich, begründetes 

Bild zu geben und ein historisch fundamentiertes Urteil darzustellen, mußte über 

das Erreichte u m so bescheidener denken, je mehr er sich mit dieser Aufgabe be­

schäftigte. 

Von dieser Voraussetzung her wird man für die mi t der Eröffnung der Archive 

jetzt beginnende und mit Sicherheit eine lange Zeit erfüllende Diskussionsphase 

eine Forderung an die Spitze stellen müssen, die Forderung einer unbedingten Be­

wegungsfreiheit der wissenschaftlichen Debatte, die allein, im Erfolg wie im Irr­

tum, die Glaubwürdigkeit des historischen Bemühens - vor dem In- wie dem Aus­

land - erhärten kann. Es wird nicht angängig sein, Positionen der Vergangenheit 

als feste Stellungen zu behandeln, die aus moralischen Gründen nicht aufgegeben 

werden dürfen. Jedenfalls ist es sehr unglücklich, wenn einer bestimmten Auffas­

sung vorgehalten wird, daß sie den Standpunkt einer „introvertierten" Kriegsschuld 

vertrete2 . 

Man wird im Interesse der Glaubwürdigkeit der deutschen wissenschaftlichen 

Bemühungen sehr ernsthaft bestrebt sein müssen, jeden Rückfall in eine Diskus­

sion zu vermeiden, deren Fronten sich als mehr oder weniger national denkend 

empfinden. Denn sicher ist das eine, daß das Gewicht der deutschen Forschung -

auch u m den Preis zeitweiser Infragestellung von scheinbar gesicherten Ergeb­

nissen - im Ausland nur gewinnen kann, wenn sie nicht den - ihr oft vorgeworfe­

nen - Eindruck einer einheitlich geschlossenen Reaktion aus politisch gefärbten 

Motiven erweckt. Wenn eines als kaum bestreitbares Ergebnis aus den Erfahrungen 

der deutschen Historiographie in der letzten Generation angesehen werden kann, 

so ist es sicherlich die Feststellung, daß ihre Geltung nu r durch die Beobachtung 

gewinnen kann, daß die Reichweite ihrer Erwägungen nicht Grenzen unterliegt, 

die so oft, und nicht nur im Ausland, Anlaß gegeben haben, ihr ein besonderes Maß 

traditioneller und nationaler Gebundenheit durch fragwürdige und selbstgezogene 

Schranken vorzuwerfen. 

Das im Falle Fischer den Anstoß gebende Thema eines nach der Weltmacht grei­

fenden deutschen Imperialismus ist so sehr ein internationaler Commonplace der 

Diskussion geworden, daß seine Ausklammerung ein höchst fragwürdiges Unter­

nehmen darstellen würde. Die zunächst wohl eindringendste, obwohl knappe Be­

sprechung seines Buches durch Ludwig Dehio3 zeigt, daß man die Existenz eines 

u m die Weltmacht ringenden deutschen Imperialismus anerkennen kann und 

trotzdem zu Ergebnissen zu gelangen vermag, die sehr stark von den Resultaten 

2 E . Hoelzle, Das Experiment des Friedens im Ersten Weltkrieg 1914-1917, in Gesch. in 
Wiss. u. Unterr. 13 (1962), S. 522. Vgl. in Das Histor.-polit. Buch 10 (1962), S. 68, das Ar­
gument, Fischer hahe eine entsprechend gewichtige Behandlung der „Kontinuität des Ver-
nichtungswillens" im Lager der Gegner „offenkundig nicht erstrebt". 

3 im „Monat", Heft 161 (1962), S. 66-69. 
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der Forschung Fritz Fischers abweichen, in der L. Dehio eine „repräsentative Lei­

s tung" der desillusionierten „zornigen Generation" erblicken möchte, „deren prä­

gendes Erlebnis die Hitlerzeit war". Es sei zum Grundfehler der These des Buches 

geworden, daß es stets „mit der Herauskehrung der offensiven und kriegerischen 

Momente aller deutschen Aktionen" - schon seit der Julikrise 1914 —arbeite und 

dadurch in Gefahr gerate, die erste Phase des modernen deutschen Imperialismus­

problems - u m den Ersten Weltkrieg - zu eng an die wesentlich gesteigerte - und 

andersartige — zweite Phase des Nationalsozialismus heranzurücken. 

Die ganze Frage stellt ein historisches Problem dar, das sicher auch politisch von 

noch nicht zu übersehendem Gewicht ist. Für den Forscher, der seine Nachprüfung 

heute aus dem Abstand fast eines halben Jahrhunderts — und auf der Basis eines mit 

der Vergangenheit endlich und zum Glück nicht mehr vergleichbaren, obwohl 

natürlich keineswegs abgeschlossenen Quellenmaterials - unternimmt, sollte es 

aber ein historisches Problem sein, das von den Zuspitzungen der Vergangenheit 

streng zu t rennen ist und dem auch nicht Grenzen nach den Schwankungen der 

augenblicklichen internationalen Diskussion - wie viele haben wir schon seit 1914, 

1919, 1933 und 1945 erlebt! - gezogen werden dürfen. 

Der Beurteiler von Fischers These, das Deutschland von 1914 habe in seinen maß­

gebenden und verantwortlichen Schichten den bewußten „Griff nach der Welt­

macht" vertreten, wird sich eine doppelte Frage stellen müssen: Bis zu welcher 

Grenze kann ein relativ scharf umrissenes Problem wie das der deutschen Kriegs­

ziele im Ersten Weltkrieg isoliert werden und doch dem vollen Verständnis seines 

äußeren Verlaufs, seiner entscheidenden Motive und seiner wirklichen Tragweite 

zugänglich bleiben? Welches sind weiter die Quellen, auf die der Historiker zu 

seiner Beleuchtung zurückgreifen kann und zurückgreifen muß , u m nicht das 

Opfer untragbarer Verkürzungen und Vereinfachungen zu werden, die, so massen­

haft seine Linie mit Einzelzeugnissen belegt werden kann, schließlich in einem 

perspektivisch ungenügenden Ergebnis enden? Es ist gewiß das Recht und — im 

Interesse intensiver Forschung — sogar die Pflicht des Historikers, einer Monogra­

phie, selbst von großem und größtem Ausmaß, Grenzen zu ziehen. Das enthebt 

ihn aber nicht der gleichzeitigen Aufgabe, und diese Notwendigkeit wächst mit der 

Tragweite seines Themas, die es bedingende zeitgeschichtliche Verflechtung 

gegenwärtig zu haben und deutlich werden zu lassen. Für die historische Darstel­

lung, die für die Monographie von Bedeutung bleibt und bleiben muß , stellt 

es bei allem relativen Recht und selbst Zwang zur Isolierung ihres Themas eine 

unerläßliche Notwendigkeit dar, sich nicht nur auf den Vordergrund ihrer Problem­

formulierung zu beschränken, sondern ihre Bedingtheit im Gang der Ereignisse er­

kennbar zu machen - nicht etwa nu r aus Rücksicht auf den Leser, sondern aus dem 

tieferen Bedürfnis der eigenen kritischen Selbstkontrolle und Selbstkorrektur, weil 

sie sonst stets in Gefahr bleiben wird, die Einordnung ihrer Ergebnisse und damit 

grundlegend die eigentliche Bedeutung ihrer Forschung an dem behandelten Ge­

genstand selbst zu verfehlen. 

Fischer hat geglaubt, seine Aufgabe durch Beschränkung auf die Primärquellen 
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der deutschen amtlichen Akten, in erster Linie von Auswärtigem Amt, Reichs­

und Preußischer Regierung, lösen zu können. Wer jemals die Massenhaftigkeit 

dieses Materials aus vier ereignisreichen Kriegsjahren kennengelernt hat, wird die 

Größe der damit übernommenen Aufgabe nicht gering einschätzen und geneigt 

sein, die Entschlußkraft zu respektieren, mit der Fischer an diese Aufgabe heran­

getreten ist. Es ist zu begrüßen, daß damit ein Anspruch aufgestellt ist, der nicht 

mehr erlaubt, an bisher unzulänglich behandelten Problemen vorbeizugehen. Die 

896 Seiten seines Buches mögen nach Inhalt und Form geeignet sein, darauf hin­

zuweisen, daß der Lösbarkeit dieser Aufgabe in begrenzter Arbeitsfrist fühlbare 

Schranken gezogen sind. Der buchhändlerische Erfolg des bereits in zweiter Auf­

lage vorliegenden Bandes - und er ist kaum ausschließlich auf die Sensation der 

öffentlichen Diskussion zurückzuführen - zeigt, daß im Inland wie im Ausland ein 

echtes Bedürfnis nach einer grundlegenden Auseinandersetzung mit diesem Pro­

blem vorhanden war, das bisher noch keine Erfüllung gefunden hatte. 

Schon bei früherer Gelegenheit hat der Schreiber dieser Zeilen4 Bedenken da­

gegen angemeldet, daß F. Fischer glaubte, sich methodisch fast bis zur Ausschließ­

lichkeit auf die „primären" Quellenaussagen der in den deutschen Ämtern ent­

standenen Akten stützen zu können. Das Vorwort seines Buches lehnt ausdrücklich 

die Tendenz ab, „einen ,Sündenbock' an den Pranger zu stellen"5, läßt aber auch 

bereits ahnen, in welchem Maße er auf den Akten aufgebaut hat. Die ihm folgen­

den Textseiten muten den Leser denn auch oft genug wie ein an Pufendorf und 

Johann Gustav Droysen erinnerndes, nicht endendes Aktenrezitativ an, hinter dem 

das eigentliche, bewegte Leben der Geschichte mehr oder weniger zu verblassen 

droht. Die Problematik des innerdeutschen Geschehens, wie das konstitutiv un­

entbehrliche Wechselspiel der politischen Auseinandersetzungen mit dem konkre­

ten Gang der Kriegsereignisse - da nun einmal der Krieg der Vergangenheit nicht 

ohne seinen militärischen Gehalt verständlich ist - , aber auch die Konfrontation der 

deutschen Kriegspolitik des gegnerischen Auslandes fehlen durchaus. Kein billiger 

Beurteiler wird dem Verfasser ihre Behandlung in extenso abverlangen, aber ihre 

Bedeutung m u ß doch durchsichtig werden, will man nicht auf den entscheidenden 

Schlüssel des Verständnisses verzichten. 

F . Fischer6 hat energisch seinen Standpunkt verteidigt, daß die Akten für Aus­

sagen über Handlungen und Verantwortungen des Regierungslagers „die primä­

ren Quellen" sind, und etwa die Memoirenliteratur - was generell niemand be­

streiten wird - als „sekundär" hinter ihnen zurücktreten müsse. Sie gilt ihm - nicht 

ohne Grund — als verdächtig, „Apologie im Kampf u m Schuldfragen der Nachkriegs­

zeit" oder „diktiert aus patriotischer Loyalität" gewesen zu sein. Die Folge dieser 

Position ist aber, wie mir scheint, daß das Buch gerade in seiner Massivität das 

4 H. Herzfeld, Zur deutschen Politik im Ersten Weltkrieg. Kontinuität oder permanente 
Krise?, in HZ 191 (1960), S. 67-82. 

5 S . 11 f. 
6 Fr. Fischer, Kontinuität des Irrtums. Zum Problem der deutschen Kriegszielpolitik im 

Ersten Weltkrieg, in HZ 191 (1960), S. 83-100. 
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methodisch grundlegende Problem aufwirft, bis zu welcher Grenze dem Historiker 
die schulmäßige Scheidung primärer und sekundärer Quellen überhaupt hilft. 
Kann sie ihn jemals von der Notwendigkeit dispensieren, seine Interpretation auf 
die Analyse aller ihm erreichbaren Quellen schlechthin aufzubauen, eine Operation, 
die stets bereit sein muß , auf die ganze Summe der komplizierten Verflechtung zwi­
schen dem inneren Gehalt der Ereignisse und dem Verhältnis der historischen Aus­
sage zu ihnen einzugehen und hierauf seine Schlüsse aufzubauen? Wenn irgendeine 
Epoche der Geschichte, so ist das 20. Jahrhundert mit der Fülle seiner Ursachen-
und Motivschichtungen geeignet, sich einer Methode der Aktenbenutzung zu ver­
sagen, die unvermeidlich an einer ganz entscheidenden Tatsache vorbeizugehen 
droht: an der Problematik, daß auch das Aktenstück im geheimsten Archiv einer 
Regierung Niederschlag politisch handelnder und kämpfender Menschen ist, so daß 
sich die höchst diffizile Frage stellt, wie weit auch das unterzeichnete Aktenstück 
gültiger Ausdruck der Absichten und selbst des Denkens des Menschen ist, dem es 
allein oder im Kreis seiner Mitarbeiter seine Entstehung verdankt. In welchem 
Aktionsrahmen ist es entstanden? Welche Aufgabe wollte sein Verfasser lösen? 
Welchen Zielen seines politischen Handelns oder Nicht-Handelns diente es? Diese 
Schwierigkeit betrifft das ganze Feld der von Fischer besonders im Falle Bethmann-
Hollwegs so stark betonten „Verantwortungsfrage". Diese erweiterte Fragestellung 
ist vor allem unentbehrlich, wenn das Ergebnis der Interpretation eine eindeutige, 
vereinfachende Linie ist, die Einschränkungen aus den oben genannten Gründen 
sozusagen nur am Rande berücksichtigt oder gar als im Grunde wenig relevant 
völlig beiseite schiebt, und damit leicht zu einem Bilde gelangt, das schließlich 
die Kompliziertheit des wirklichen Geschehens — einer den erlebenden und han­
delnden Menschen immer wieder in Unsicherheit über die eigene Position ver­
setzenden Lage - hoffnungslos zu simplifizieren droht. 

Das gilt schon für die einleitenden Kapitel über den deutschen Imperialismus vor 
1914 und die Julikrise des Jahres 1914. Sie sind nach den Ausführungen des Ver­
fassers7 als provisorisch zu betrachten, weil sie ebenso wie die Kriegszielfrage im 
Lager der Gegner Deutschlands eigene Bücher erfordern würden. Gerhard Rit ter8 

hat diese Partie des Buches einer Kritik unterzogen, deren Einzelargumente hier 
nicht wiederholt werden sollen. Die entscheidende Frage ist, ob die von Fischer voll­
zogene Kombination zwischen den Kräften des wirtschaftlichen Aufschwungs 
Deutschlands, den zum bewußten Imperialismus tendierenden Elementen in der 
Oberschicht der deutschen Gesellschaft und seiner Argumentation über den eigent­
lichen Kern der deutschen Diplomatie in den letzten Vorkriegsjahren die von ihm 
angenommene Beweiskraft besitzt, u m einen schlüssigen Beitrag zum Problem der 
Kontinuität in der deutschen Geschichte vom Ersten zum Zweiten Weltkrieg -
vom Wilhelminischen Reich bis zu Adolf Hitler - zu leisten. Ist es so, daß Bethmann-
Hollweg9 „der Sache nach ein entschiedener Vertreter der deutschen Weltmacht-

' S. 11/12. 
8 G. Ritter, Eine neue Kriegsschuldfrage, in HZ 194 (1962), S. 646-668. 
9 S. 106. 
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Stellung" war und deshalb nach dem Ausbruch des Krieges „den Kräften einer 

Politik deutscher Machtsteigerung näher stand als den Gegnern nicht mehr be­

grenzter Annexionen und Machterweiterungen"? Wobei der letzte Teil der For­

mulierung schon deshalb bedenklich ist, weil die natürliche Tendenz von Staaten 

und Nationen zum Wachstum ihrer Macht und Bedeutung sehr viel mehr Wege als 

den der bloßen Gebietserweiterung, des „Annexionismus" kennt und vor 1914 

nicht dem universalen Bann unterlag, der sich - keineswegs unbedingt erfolgreich -

seit dem Ersten und noch mehr seit dem Zweiten Weltkrieg herausgebildet hat. 

Gewiß ist es richtig, daß der stürmische Wachstumsprozeß der deutschen Nation 

vor 1914 sie in außerordentlich starkem Maße mit dem Empfinden und dem Stolz 

unaufhaltsam aufsteigender Entwicklung erfüllt hat. Daß dieser Entwicklung 

keine oder kaum Grenzen gezogen seien, ist die große deutsche Illusion im Beginn 

des 20. Jahrhunderts gewesen. In diesem Sinne hat das Reich zum mindesten an dem 

Ringen der Großen Mächte u m Parität im Kreise der künftig den Planeten führenden 

Großstaaten teilgenommen; hat es auch, keineswegs allein, aber doch an führender 

Stelle, Außen- und Rüstungspolitik als Instrument dieses Wachstumsverlangens be­

handelt. Wenn diese große Illusion vor 1914 als Imperialismus bezeichnet und als das 

gleiche Gesetz behandelt wird, dem die russische, die französische, die englische und 

selbst die amerikanische Politik gehorchten, wird gegen die Einordnung des Wil­

helminischen Reiches in den Kreis der „imperialistischen" Mächte kein Einwand 

zu erheben sein - falls beachtet wird, daß dies der Imperialismus einer Gruppe 

von Mächten war, von denen doch keine schlechthin dem Ziele einer unbedingten 

Hegemonie, einer ausschließlichen Vorherrschaft nachgejagt hat. 

Schwierigkeit und aufreizende Wirkung des deutschen Falles ist untrennbar 

damit verbunden, daß gerade die Begrenztheit der deutschen Ausgangsbasis, das 

späte Eintreten dieses Reiches in den Kreis der auch außerhalb Europas auf Parität 

Anspruch erhebenden Großen Mächte hier eine Erregbarkeit und Unruhe ge­

schaffen haben, die nach außen besonders störend wirkte, und die es im Innern bis 

1914 nicht mehr zu einem genügenden Ausgleich zwischen der Tendenz kraft­

vollen Vorwärtsdringens und begrenzender Erwägungen der Besonnenheit hat 

kommen lassen. An diesem spannungsvollen Dualismus geht die Fischersche Ana­

lyse vorbei, die eine große Kontinuität und Einheit eines „imperialistischen" 

Deutschland behauptet. Die Summe der möglichen, der wechselnd angestrebten 

oder wenigstens erörterten deutschen Zielsetzungen vermag allerdings den Ein­

druck von „Einbrüchen" in fremde Interessensphären zu erwecken, die die Gegner 

nicht hätten „hinnehmen" können1 0 . Aber wie die Wirtschaftsinteressen keines­

wegs als Ganzes zum Kriege gedrängt haben, so gilt etwa auch für das letzte, vor 

1914 von Fischer angeführte Beispiel der Mission Liman von Sanders, daß die 

deutsche Politik sich doch zu einem Kompromiß mit Rußland und England bereit 

gefunden hat, ein. Ergebnis, das genau wie der 1914 weit gediehene Ausgleich der 

deutschen und englischen Interessen in Mesopotamien und Afrika eine sehr viel 

10 S. 37. 

Vierteljahrshefte 2/3 
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elastischere und bedenklichere Linie der Reichsregierung unter Bethmanns Ver­

antwortung andeutet, als es hier formuliert ist. Sowohl Bethmanns Verhalten gegen­

über der Haldane-Mission wie seine Zusammenarbeit mit Grey während der Krise 

der Balkankriege weisen in die gleiche Richtung. Gewiß hat die deutsche Rüstungs­

politik in den letzten Jahren vor 1914 nicht des emotionalen Hintergrundes ent­

behrt, am wenigsten in der öffentlichen Meinung. Aber der entscheidende Ausgangs­

punkt der Heeresvorlage von 1913, die nach Fischer11 zeigen soll, daß der Gedanke 

eines Präventivkrieges „ständig mehr Anhänger bei den Militärs und deutschen 

Rechtskreisen" gewonnen habe, ist doch nachweisbar - selbst in der großen Denk­

schrift Ludendorffs, der ja wegen seines überharten Drängens in die Front ver­

bannt und erst in der Not des Kriegsausbruches wieder aus dieser Versetzung heraus­

geholt wurde - von der sehr ernsten Sorge über die ungünstige militärische Lage 

des Reiches ausgegangen, die durch das Ergebnis der Balkankriege entstanden war. 

Sie hat sich in der Rüstungspanik des Frühjahrs 1914 gegenüber dem „Großen 

Programm" der russischen Heeresverstärkung erneut angemeldet und kann in 

ihrem konkreten Kern nicht durch das handgreiflich irrige Argument forterklärt 

werden, daß die Auffassungen Fr. von Bernhardis - und nicht Riezlers „Welt­

politik und kein Krieg" - „mit großer Präzision die Intentionen des offiziellen 

Deutschlands"1 2 getroffen hätten. Sicher ist dies bei dem Reichskanzler nicht so ge­

wesen, der eben erst (1913) in der Zabernkrise13 bereits ebenso schwer mit den 

Belastungen seiner „gouvernementalen Mittelstellung zwischen demokratischen 

und konservativen Kräften" - voran den militärischen - wie später im Weltkriege 

zu ringen hatte. 

Ebensowenig überzeugend wie die Linienführung dieses Präludiums über den 

deutschen Vorkriegsimperialismus sind die Thesen des Buches über die deutsche 

Politik in der Krise des Kriegsausbruches, die sicher unter dem Druck der seit einem 

Jahrzehnt angesammelten gespannten Unruhe in Europa, sehr viel weniger aber 

unter dem Einfluß bewußter Zielsetzungen, gerade auch von deutscher Seite, ge­

standen hat. Gerhard Ritter1 4 hat mi t vollem Recht Einspruch gegen die am wesent­

lichen vorbeigehende Interpretation des deutschen Verhaltens von der Mission 

Hoyos (5. 7. 1914) bis zu dem gewiß verspäteten Einsatz des bremsenden deutschen 

Drucks in Wien (18. bis 29. 7. 1914) erhoben, die das Verhalten Bethmanns als 

„Doppelzüngigkeit"15 schlechthin bezeichnet und zu dem Schluß kommt, es sei 

dem Reichskanzler „nicht so sehr darum gegangen, den Frieden zu erhalten, als 

vielmehr Rußland die Verantwortung und Schuld am Kriege zuzuschieben"16. 

Daß die Reichsführung durch die Summe ihrer Illusionen und Fehler „einen er­

heblichen Teil der historischen Verantwortung für den Ausbruch des allgemeinen 
1 1 S. 49. 
12 S. 50. 
13 Vgl. H. G. Zmarzlik, Bethmann-Hollweg als Reichskanzler 1909-1914, Düsseldorf 1937, 

S. 138f. 
14 a. a. O., S. 658. 
15 S. 79. 
16 S. 89. 
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Krieges" mit zu tragen hat, ist im Grunde in der ernsten deutschen Literatur des 

letzten Jahrzehnts nie mehr bestritten worden. Die Dezember 1916 durch Admiral 

von Müller geäußerte Kritik an der von deutscher Seite geübten „Regie des Kriegs­

ausbruches " 1 7 ist keineswegs unzutreffend. Aber schon in diesen einleitenden Partien 

wird die grundlegende Schwäche des Buches deutlich: daß es die eingleisige Linie 

einer These vertritt, die als Leitfaden für die Heranziehung und Interpretation 

der Zeugnisse dient, ohne die geschichtliche Atmosphäre der Ereignisse und Per­

sönlichkeiten als Ganzes in den Blick zu bekommen. Denn was für Bethmann gilt, 

könnte ebensogut für das gleichfalls mehr der Unsicherheit und Sorge als dem 

Drang zur Machtprobe entspringende Verhalten des Generalstabschefs von Moltke 

ausgeführt werden, der nach seiner ganzen Natur greifbar das Opfer einer ihn 

überwältigenden Situation, nicht der Träger eines aggressiven Willens zur Herbei­

führung der kriegerischen Entladung gewesen ist - so schwer die Belastung der 

deutschen Politik durch die von ihm selbst geschaffenen oder von seinem Vorgänger 

übernommenen militärischen Zwangsläufigkeiten von Mobilmachung und Auf­

marsch gewesen ist. 

So wertvoll und auch durchaus kritisch die Würdigung von Fischers Buch ist, die 

jüngst Fritz T . Epstein18 und Klaus Epstein19 gegeben haben, so sind doch beide, 

übereinstimmend mit der ihm im Ausland gezollten Anerkennung, bei dem zur 

Vorsicht mahnenden Schluß angelangt, daß die positive Leistung des Forschers im 

Gegensatz zu seinen Vorgängern das Wagnis seiner so straff konzentrierenden 

Synthese gelohnt habe. Trotz aller nuancierenden Einwände gelangt Fritz T. Ep­

stein zu dem Ergebnis, daß er das Fehlende als Ausdruck von „Selbstbeschränkung 

oder Selbstbescheidung"20 hinzunehmen bereit ist, ohne daß es der Bedeutung des 

Werkes als eines „Kompendiums der Kriegspolitik Deutschlands" von 1914-1918 

wesentlichen Eintrag zu tun vermöge. Und ein so guter Kenner wie Klaus Epstein21 

begrüßt es, daß Fischer eine Bresche in Auffassungen geschlagen habe, die, im 

deutschen historischen Bewußtsein noch zu stark überwiegend, den Ersten Welt­

krieg noch immer als einen in erster Linie defensiven Kampf gegen einen Ring 

eifersüchtiger Feinde ansehen möchten. Auch die von ihm hervorgehobenen 

„Übertreibungen" Fischers erscheinen ihm im Gegensatz zu traditionellen deut­

schen Auffassungen als „fruchtbare I r r tümer" , die aus „einer seltenen Vereini­

gung von Herkulesarbeit der Forschung, einer herausfordernden (challenging) 

These und seltener politischer Weisheit" hervorgegangen seien: im Gegensatz 

zu den Befürchtungen, die das Buch vielfach in Deutschland erweckt hatte, be­

grüßt er es geradezu als „wertvollen geistigen Beitrag zu der vollen Integration 

Deutschlands in das westliche Europa". 

17 G. A. v. Müller, Regierte der Kaiser? Kriegstagebücher . . . hrsg. v. W. Görlitz, Göttin­
gen 1959, unter dem Datum 31. 12. 1916, S. 245; vgl. Zitat b . Fischer, S. 98. 

18 Jahrbücher für Gesch. Osteuropas 10 (1962), S. 381-394. 
19 World Politics 15 (1962/63), S. 163-185. 
20 S. 394. 
21 a. a. O., S. 185. 
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Die historische Betrachtung wird auch nach dieser — positiv wertenden - Front 

wie umgekehrt nach der negativen Seite zunächst besser Enthaltung üben und sich 

auf das eigentliche Geschäft der kritischen Nachprüfung einzustellen haben, die 

im Rahmen einer vorläufigen Behandlung nicht vergißt, daß wir unvermeidlich 

erst im Beginn einer gründlichen Neubearbeitung des Themas der deutschen Kriegs­

und Kriegszielpolitik stehen. Sie wird sich der Aufgabe nicht entziehen können, 

auch im einzelnen nachzuprüfen, ob nach Art der Fragestellung wie Methode der 

Akten Verwendung das zugespitzte Ergebnis Fischers, seine konsequent durchge­

führte These von der Einheit einer auf Herrschaft in Europa und Vorherrschaft in 

der Welt zielenden deutschen Kriegspolitik, der Nachprüfung standzuhalten vermag. 

Der Verfasser dieser Zeilen muß bekennen, daß er trotz langjähriger Beschäftigung 

mit diesen Quellenmassen in den Jahren 1938-1943 sich nicht in der Lage fühlt, 

heute schon apodiktische Urteile und endgültige Ergebnisse zu formulieren, son­

dern ihm die Fragwürdigkeit des Gegenstandes stärker denn jemals in der Zwischen­

zeit bewußt geworden ist. Zweifellos erscheint ihm jedoch, daß das Gewicht der 

Frage nach der verhängnisvollen geschichtlichen Bedeutung des politischen, mili­

tärischen und wirtschaftlichen „Annexionismus " im Ersten Weltkrieg nach Fischers 

massivem Vorstoß in seiner ganzen Tragweite nicht mehr übersehen werden kann 

und auch nicht durch den Vergleich Hoelzles mit den Kriegszielen der gegnerischen 

Mächte allein aufzuwiegen ist. Eine bisher in der deutschen Forschung viel zu sehr 

vernachlässigte Seite des Problems, der Einfluß wirtschaftlicher Interessen auf die 

Kriegspolitik von Regierung und politischer Rechten in Deutschland, drängt sich 

als unerläßlich zu bearbeitende Aufgabe mehr denn je auf. Fritz T. Epstein22 

bemerkt zwar zu Recht, daß auch Fischer nu r bis zu „einem Ritzen der Oberfläche " 

dieses Problems gelangt sei, stellt aber mit gutem Grunde fest, daß es schon dadurch 

zu „einem Forschungsgegenstand ersten Ranges" erhoben worden sei. Zugleich 

aber weist er darauf hin, daß „die Unentbehrlichkeit monographischer Behandlung" 

dieses ganzen Fragenkreises deutlicher denn je werde, nachdem etwa die Fülle von 

Material, die allein die lange Bändereihe der Carnegiestiftung über die Wirt-

schafts- und Sozialgeschichte des Ersten Weltkrieges enthält - geschweige denn die 

freilich unendlich zerstreuten und, soweit im privaten Besitz befindlich, schwer 

zugänglichen unmittelbaren Quellen - bisher in der historischen Forschung eigent­

lich völlig unbeachtet geblieben ist. Es ist gegenwärtig höchst zweifelhaft, ob auch 

auf diesem Gebiete die These Fischers über Einheit und Kontinuität der deutschen 

Kriegszielpolitik in dem von ihm vertretenen Ausmaß aufrechterhalten werden 

kann. I m Gegensatz etwa zu seiner bruchlosen Verkettung von Mitteleuropa­

gedanken und Forderungen der deutschen Wirtschaft nach Osten und Südosten 

sei nur an das sehr viel differenziertere Bild erinnert, das Henry Cord Meyers 

Mitteleuropabuch von 195723 entworfen hat, der zu einer sehr viel stärkeren Be-

22 a. a. O., S. 387f. 
23 H. C. Meyer, Mitteleuropa in German Thought and Action 1815-1945, den Haag 1955, 

bes. S. 167ff. über die Bedenken des Exporthandels und S. 236ff. über den Widerstand des 
„Welthandels" und der Kolonialinteressen. — Es sei darauf hingewiesen, daß auch der 1962 
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wertung der spezifischen „Belagerungs "Situation Deutschlands im Weltkrieg als 
Motiv der Mitteleuropaanläufe im Ersten Weltkrieg gelangt, als dies die summarisch 
zusammenfassende Beurteilung durch Fischer tut . 

Damit ist aber eine grundsätzliche Frage angeschnitten, die sich nun auch der 
imponierenden Materialmasse des Buches auf dem Felde der deutschen Kriegs­
politik im engeren Sinne immer wieder entgegenstellt. Ist es nicht von der Faszi­
nation seiner einheitlich die moderne deutsche Geschichte in der ersten Hälfte des 
20. Jahrhunderts durchziehenden Imperialismusthese so sehr beherrscht, daß ihm 
demgegenüber alle einschränkenden - obwohl erst mit ihrer Einbeziehung die 
Epoche im ganzen repräsentierenden - Kräfte verschwinden? Wird das Gesamtbild 
schließlich nicht doch bis zur Unhaltbarkeit einseitig, weil ihm das eigentliche Rin­
gen in einer unbestritten tragischen Epoche der deutschen Geschichte mit ihrem 
Schweben zwischen der übermächtigen Verlockung zu höchsten - objektiv uner­
reichbaren - Zielsetzungen und den - schließlich vor 1918 wie vor 1933 unter­
legenen - Faktoren des warnenden Widerstandes im Grunde völlig entgangen ist? 
Ist ihm die zwischen überbrandendem Triumphgefühl angesichts der militärischen 
Erfolge auf dem europäischen Kontinent und der ebenso wirksamen Furcht vor 
einer drohenden Katastrophe, die - vielleicht - nu r durch Selbstbescheidung ver­
mieden werden konnte, die stets zwiespältige Atmosphäre dieser Kriegsjahre in 
Deutschland überhaupt noch zugänglich? Verkennt er nicht, daß der geschicht­
liche Sinn dieser Jahre in der deutschen Entwicklung überhaupt erst faßbar wird, 
wenn man sich klar macht, daß die Dialektik zwischen offensiven und defensiven 
Elementen der deutschen Kriegspolitik eine nach Lage der Dinge - zwischen dem 
deutschen Aufstieg und den Grenzen dieses Aufstieges — geschichtlich unvermeid­
liche Erscheinung darstellt? Sie bedeutet doch im Kern den unentbehrlichsten Ge­
halt der von ihm behandelten Problematik, die ohne die Berücksichtigung dieser von 
jedem ernsten Mitlebenden der Kriegsgeneration bedrückend empfundenen Zwie­
spältigkeit nur eine theoretische Konstruktion ergeben kann und unvermeidlich 
an der Oberfläche bleiben wird. Die Kritik von Klaus Epstein24 hat diesen Punkt 
richtig aufgespürt, wenn sie auf die bezeichnende Formulierung Fischers25 hin­
vorgelegte Band der französischen Aktenausgabe zur Friedensfrage (L'Allemagne et les pro-
blemes de la paix pendant la première guerre mondiale, hrsg. von Andre Scherer und Jacques 
Grunewald, Vorworte von Maurice Baumont und Pierre Benouvin, Bd. I.: 1. 8. 1914 bis 
31. 1. 1917, 1962, künftig zitiert Scherer/Grunewald I) unter Nr. 137 und 141, S. 180ff. 
zwei sehr charakteristische Schreiben von Bethmann-Hollweg an Falkenhayn vom 5. und 16. 
9. 1915 bringt. Sie zeigen, mit welcher Skepsis der selbst gegen die Tradition langfristiger 
Bündnisse bedenklich gewordene Kanzler dem Plaidoyer des Generalstabschefs für einen noch 
im Kriege zu errichtenden „mitteleuropäischen Staatenbund" begegnet. Auch aus inner­
politischen Gründen (Schutzzoll) ist Bethmann Hollweg ablehnend gegen den Versuch so­
fortiger Realisierung der Mitteleuropakonzeption, da „unsere Kriegslage durch eine Politik 
erweiterter Bündnisse gegenwärtig nicht gefördert werden kann". Wie die Ergebnisse von 
Henry Cord Meyer lassen auch diese Dokumente den Umfang der durch Fischer vertretenen 
Gleichungen in der deutschen Mitteleuropapolitik als fragwürdig erscheinen. 

24 World Politics, a. a. O., S. 173. 
25 S. 453. 
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weist, es sei „eine der auffälligsten Erscheinungen in. der Geschichte der deutschen 

Kriegspolitik . . ., daß die deutsche Führung mit ihren Planungen sich immer sehr 

kurzfristig von dem gegenwärtigen Stand und den Aussichten des Krieges abhängig 

gemacht" habe. Epstein bemerkt dazu sehr zutreffend, es sei unlogisch, Bethmann 

gleichzeitig deshalb anzugreifen, weil er konsequenter Annexionist und bloßer 

Mann der taktischen Anpassung an wechselnde Lagen gewesen sei. Hinter dieser 

Schwierigkeit steht aber, das ganze Buch überschattend, die für die Bewertung seines 

Ergebnisses entscheidende Frage, ob er den Nerv der von ihm behandelten Kriegs-

zielpolitik getroffen oder verfehlt hat. 

Fischer selbst hat der Diskussion das Stichwort gegeben, indem er die Bethmanns 

Unterschrift tragende, sicherlich erstaunliche Kriegszieldenkschrift vom 9. Septem­

ber 1914 mit der Summe ihrer phantastisch weit greifenden Kriegsziele im Westen 

und Osten als das bis in den Sommer 1918 über allen Wechsel der Lage und durch 

allen Wechsel der Personen festgehaltene Programm der deutschen Kriegspolitik 

überhaupt erklärt. Schon der Augenblick ihrer Entstehung auf der Höhe der Marne­

krise, aber bereits gleichzeitig mit ihrem entscheidungsschweren Wendepunkt, 

ist geeignet, Bedenken gegen diese Bewertung zu erwecken. Wissen wir doch zur 

Genüge, daß selbst diese Wochen zunächst berauschender Schlachtensiege keineswegs 

frei von stärksten Schwankungen der Stimmung im Hauptquartier waren. Sie 

stehen in merkwürdigem Gegensatz zu dem provozierenden Optimismus dieses 

Aktenstückes und deuten darauf hin, daß die Arbeit der Büros kaum in vollem 

Umfang identisch mit der ganzen Wirklichkeit ist, so daß es dringend erforderlich 

wäre, die noch ungeklärte Entstehung dieses Aktenstückes näher verfolgen zu 

können, als es Fischer bisher getan hat. Jedenfalls war Wilhelm I I . am 21 . August 

anläßlich der Rückschläge in Ostpreußen26 so niedergedrückt, daß er seine Umge­

bung fragen konnte: „Verachtet ihr mich schon so, daß sich niemand mehr neben 

mich setzen will?" Der angeblich so konsequente Reichskanzler hat selbst seine 

Denkschrift27 - damit im Grunde alles vorbehaltend - als „vorläufige Aufzeich­

nung über die Richtlinien unserer Politik beim Friedensschluß" bezeichnet, wäh­

rend Fischer28 meint, daß er damit „im Prinzip" die „Grundlage der deutschen 

Kriegspolitik bis zum Ende des Krieges" geschaffen habe. Er ist überzeugt, daß 

Bethmann für die Dauer ein „entschiedener Vertreter der Weltmachtstellung" -

nur graduell, nicht prinzipiell verschieden von seinem Erzfeind Ludendorff - ge­

wesen sei. 

Dem steht entgegen, daß der Rückzug von der Marne den Kaiser wie den Kanz­

ler sehr schnell gezwungen hat, die Politik notgedrungener Bemühungen u m einen 

Sonderfrieden mit Rußland anzunehmen, die man - m a g man die Dinge im einzelnen 

bewerten, wie man wolle - mit dem für alle Fronten gleichmäßig einen „totalen 

Sieg" voraussetzenden Programm der Denkschrift vom 9. September 1914 nicht 

auf eine Ebene bringen kann. Hinter dieser Wendung steht die Furcht des - sicher-

26 G. A. v. Müller, Regierte der Kaiser?, S. 50. 
27 Fischer, S. 110. 
28 S. 113. 
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lich wie ein Rohr im Wind stets zwischen Triumph und äußerster Niedergeschlagen­
heit schwankenden - Monarchen, der Ende Oktober29 klagt: „Wir stehen ganz 
allein und müssen eben mit Anstand zugrunde gehen", während er sich bereits 
(6. 11.) beklagt, daß er vom Generalstab über die wirklich ernsten Dinge schlechter­
dings nichts erfahre. Bethmann aber beschwerte sich Ende November bei Scheide­
mann30 bitter darüber, man habe von deutscher Seite alle Gegner - Franzosen, 
Russen und Engländer— unterschätzt, so daß selbst das Eingreifen der Türkei die 
Lage nur verwickelt habe. Dahinter steht als entscheidender Grund für die Wer­
bung um die Romanows die nüchterne Fragestellung Falkenhayns vom 18. No­
vember31, daß militärisch kein vollständiger Sieg durch Niederwerfung der Geg­
ner mehr zu erwarten sei, womit den Träumen vom 9. September die entscheidende 
Grundlage entzogen wurde. Bethmann Hollweg nahm in einem Brief an Zimmer­
mann schon am nächsten Tage (19. l l . ) 3 1 a die Feststellung des Generalstabschefs 
zustimmend auf, „solange Rußland, Frankreich und England zusammen hielten, 
sei es unmöglich, unsere Gegner so zu besiegen, daß wir zu einem anständigen 
Frieden kämen". Er bemerkte, daß er dagegen die gleichzeitigen Kriegszielforde­
rungen der Schwerindustrie „überhaupt nur zur Illustration" erwähne. Wohl 
ging auch er von der Hoffnung Falkenhayns aus, durch Sonderfrieden mit Rußland 
Frankreich zum Ausscheiden aus dem Kriege zu zwingen, von dem der General­
stabschef kein Land (nur Schleifung, nicht Besitz von Beifort, ebensowenig das 
Vorland von Metz [Basin de Briey]), sondern vor allem nur eine ausreichende 
Kriegsentschädigung zu verlangen vorschlug. Auf die sonderbare Illusion Falken­
hayns, daß man dann, gestützt auf Belgien, England durch eine Blockade aushun­
gern könne, ging der Kanzler überhaupt nicht ein, sondern stimmte dem Vorschlag 
des Sonderfriedensversuches im Osten zu, obwohl „Anzeichen dafür, daß Rußland 
zur Verständigung bereit wäre", ihm „einstweilen nicht vorlägen". Seine Schluß­
folgerung ist bezeichnend: „Nimmt man alles in allem, so muß man trotz aller Zu­
versicht die Situation als ernst beurteilen." Wohl fühlte sich der Kanzler jetzt wie 
immer aus Rücksicht auf den inneren Burgfrieden wie auf die Wirkung im Aus­
land außerstande, die Diskussion zwischen Vernunft und Illusion öffentlich zum 
Austrag zu bringen. Er beklagte sich bei Hertling (15. 11. 14) sehr offen über die 
seine Aufgabe erschwerenden „Utopien", während er freilich selbst im preußischen 
Staatsministerium (28. 11.) den Ernst der militärischen Lage nur mit der Erklä­
rung andeutete, daß das im Frieden Erreichbare von der militärischen Endlage ab­
hängen müsse. 

Schon in diesem ersten Kriegsjahr 1914 kann also von einer eindeutig beherr-

29 Regierte der Kaiser?, 18. 10. 1914, S. 67. 
3 0 Werk des Parlamentarischen Untersuchungsausschusses, VIII, 1, S. 278. 
3l Vgl. Egmont Zechlin, Friedensbestrebungen und Revolutionierungsversuche, Deutsche 

Bemühungen zur Ausschaltung Rußlands im Ersten Weltkrieg, in Aus Politik und Zeitge­
schichte, Beilage zur Wochenzeitung „Das Parlament" 10 (1961), S. 269ff. 

3 1 a Scherer/Grunewald I , Nr. 13, S. 16ff. Bethmann Hollweg an Zimmermann. Großes 
Hauptquartier, 19. 11 . 1914. 
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schenden Linie der deutschen Kriegszielpolitik im Ernst nicht die Rede sein. Wohl 

aber beleuchtet die bedrängte Lage des Kanzlers den Druck, der politisch seine 

Entschlußfreiheit wie die Entschlußfreiheit seiner Nachfolger, vor allem Kühl­

manns, in einem sicherlich verhängnisvollen Ausmaß eingeengt hat : die explo­

sive Auslösung von Gegensätzen in der Kriegszielfrage, die bis zum Ende des Krie­

ges das eigentliche Kennzeichen der deutschen Lage geblieben ist. Die bei Fischer 

bis zum Schatten verblassende Erbitterung, mit der in Deutschland u m die Frage 

der Kriegsziele gerungen wurde, hängt untrennbar mit der berechtigten Sorge zu­

sammen, daß der 1914 ausgebrochene Krieg die Entscheidung über die Zukunft 

des Reiches - seinen weiteren Aufstieg, die Behauptung seiner Machtstellung, 

Niedergang oder Katastrophe - bringen müsse. Das Gespenst der Furcht vor einer 

Wiederholung der bestürzenden Aufklärung, die der Kriegsbeginn über die Frag­

würdigkeit der ganzen politischen Existenz des Reiches gebracht hatte, war in 

Deutschland eine ebenso ernst zu nehmende Größe, wie im feindlichen Ausland 

die dauernde Sorge, daß aus der militärisch zunächst so erschreckend erfolgreichen 

Macht der Mitte der tatsächliche Herr des europäischen Festlandes und damit aus 

einer potentiellen Hegemoniemacht tatsächlich eine Hegemoniemacht von welt­

politischem Ausmaß werden würde. In diesen Grenzen bemerkt Klaus Epstein32 

durchaus mit Recht, daß „Europa" niemals die von den deutschen Annexionisten 

angestrebte deutsche Hegemonie hätte dulden können, weil sie, obschon moralisch 

von entsprechenden Kriegszielen der Gegner nicht verschieden, die Vorherrschaft 

einer einzelnen Macht hätte bedeuten müssen. 

Obgleich ihm Bethmann als Mann der Schwäche erscheint, ist er doch mit Fischer 

geneigt, diesem Kanzler, der mit Überlegenheit „all things to all men" , für Anne­

xionisten wie Gegner des Annexionismus33, habe bedeuten wollen, seinen begrenz­

ten Anteil an der „kollektiven Megalomanie der deutschen Herrscher"3 4 in der 

Bemessung der deutschen Kriegsziele nicht abzusprechen. 

Das aber deutet auf die innerste Schwierigkeit der deutschen Politik im ganzen 

Verlauf des Ersten Weltkrieges hin, die bei Fischer sicher nicht genügend in Rech­

nung gezogen ist: Auch eine deutsche „Sicherheitspolitik", die von dem bis 1914 

vorherrschenden Bilde des Staatensystems ausging, ohne ein genügendes Organ 

für den sich vor ihren Augen und auf ihre Kosten vollziehenden revolutionären 

Wandlungsprozeß zu besitzen, konnte sich kaum, vielleicht überhaupt nicht von 

Maximen lösen, die das Erbe der — in ihren Grundlagen ins Wanken geratenden -

europäischen Geschichte darstellten. Sie mußte wohl versuchen, Bastionen zu er­

richten, die „real" erscheinende Garantien gegen die überraschend deutlich ge­

wordene Bedrohung der eigenen Existenz als Großmacht zu werden versprachen. 

Sie war außerstande zu erkennen, daß sie damit nicht nur der verzweifelt bestritte­

nen Anklage des deutschen Strebens nach einem hegemonialen Übergewicht stets 

neue Nahrung zuführte, sondern auch ihr eigenes, aus den Maximen der Tradition 

32 a. a. O., S. 175. 
33 ebda., S. 172. 
34 ebda., S 176. 
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höchst begreifliches Streben nach Spaltung der - schon vor dem Eingreifen der Ver­

einigten Staaten - übermächtig erscheinenden Feindkoalition durch Sonderfrieden 

mi t Unfruchtbarkeit schlagen mußte . 

Unter diesen Gesichtspunkt fällt eine ganze Kette höchst kontroverser Fragen 

der deutschen Kriegspolitik, die bezeichnenderweise in der Diskussion über das 

Buch Fischers ausnahmslos sofort virulent geworden sind. 

Die von Zechlin eingehend geprüften Bestrebungen, schon des Jahres 1914, den 

Gegner im Osten, aber auch das britische Weltreich durch Revolutionierung ihrer 

Nationalitäten zu lähmen, ist sichtlich - vor allem im Auftakt des Krieges - nicht 

logischer Bestandteil eines diabolisch weit gespannten Kriegszielprogramms ge­

wesen. Dagegen spricht schon der von Zechlin geführte Nachweis, daß Träger dieser 

Aktionen zunächst ganz überwiegend militärische Stellen gewesen sind, die „pri­

mär militärische Kampfmittel"36 bereitstellen wollten, während nirgends, auch beim 

Generalstab nicht, „eine wirkliche Gesamtkonzeption" zu entdecken ist. Selbst 

1917 war die von Auswärtigem Amt und OHL gleichmäßig gebilligte Fahrt Lenins 

nach Rußland doch mehr eine unvermeidliche Handlung der Not, als Gegenstand 

eines politischen Programms von ausschließlichem Charakter, wie die gleichzeiti­

gen Friedensfühler bei der provisorischen Regierung zeigen. 

Die gleiche Feststellung, daß Aktionen und Unterlassungen der deutschen 

Kriegspolitik sehr viel enger mit dem Zwang einer Kriegslage zusammenhängen, 

die mit Ausnahme der kurzen Episode von Brest-Litowsk bis zur Märzoffensive in 

Frankreich niemals ein — auch in diesem Ausnahmefall trügerisches und im wesent­

lichen von der OHL verantwortetes - Aufatmen von dem Druck schwerster Sorge 

u m die Zukunft gestattete. Das gilt auch für das gesamte Kaleidoskop der wechseln­

den und stets nu r unter schwerstem Ringen der Meinungen zustande kommenden 

Friedensversuche und Kriegszielprogramme. Gewiß gibt es in dieser Hinsicht Un­

terschiede, die wesentlich mi t dem Grade der Distanz zusammenhängen, in der sich 

die Vertreter weit gespannter Kriegsziele gegenüber der letzten Verantwortung für 

den Gang des Krieges im großen befanden. Die Arbeit der innerdeutschen Büros 

vollzog sich, einmal eingeleitet - auch in der Berliner Zentrale - , vielfach in deut­

lich spürbarer Distanz von der wirklichen Härte der Lage, wie dies auch für die 

Kämpfe in der öffentlichen Meinung Deutschlands gilt. Hinter der durchgehend 

„harten" Linie des preußischen Staatsministeriums, das in der Bemessung der 

Ostziele, vor allem in seinen Ansprüchen auf die Ausdehnung des „polnischen 

Grenzstreifens" eine verhängnisvolle Rolle gespielt hat, steht dank diesem Schutz­

schild der Distanz eine massive Summe spezifisch preußischer Interessen, die sich, 

wenn nötig, bedenkenlos mit der OHL gegen die Reichsleitung verbündete, weil 

sie es sich — innen- wie außenpolitisch — leisten zu dürfen glaubte, diese Teil­

frage ohne Einschränkung als Existenzfrage zu behandeln, bis es zu spät war. Auf 

den ersten Blick scheint etwas ähnliches auch für die von Solf so lange angemelde­

ten kolonialen Kriegsziele zu gelten, wüßten wir nicht aus der Biographie von Eber-

35 Zechlin, a. a. O., S. 360f. 
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hard von Vietsch36, daß diese von Fischer akzeptierte Beurteilung an seinem eigent­

lichen politischen Standpunkt in der Reihe der u m Mäßigung und Begrenzung 

der Ansprüche bemühten Persönlichkeiten achtlos vorübergeht. 

Die Konsequenz dieser Lage ist gewesen, daß in den formulierten Kriegsziel­

programmen der Jahre 1915—1918 stets nu r Kompromisse vorliegen, die mit einer 

der wirklichen Lage des Reiches entsprechenden Staatsraison tatsächlich nu r sehr 

wenig zu tun haben. Die Kritik kann sie im ganzen heute mit Recht als grundsätz­

lich an der Wirklichkeit vorübergehend bezeichnen, je mehr sie den Anspruch erhoben, 

realistisch die Wege zu zeigen, auf denen das Reich im Frieden allein seinen Rang 

unter den führenden Großmächten werde behaupten können. Diese Kette der 

Kriegszielprogramme mit ihren Versuchen, politische, militärische und wirtschaft­

liche Sicherheit für die deutsche Zukunft zu garantieren, werden sicherlich nach 

Fischers Buch ohne Ausnahme einer erneuten, völlig unbefangenen kritischen Nach­

prüfung zu unterwerfen sein, die sich auch nicht mehr damit begnügt, sie als grund­

sätzlich maßlos oder relativ maßvoll zu mustern. Man wird historisch über diese in 

den Ereignissen und unmittelbar nach dem Kriege formulierten Maßstäbe erst 

dann hinauskommen, wenn sie nach ihrem Verhältnis zu den großen Strukturen 

einer in schneller revolutionärer Wandlung begriffenen Epoche befragt werden. 

Von dieser Frage her würde sich allerdings herausstellen, daß die konservative 

Grundprägung des Wilhelminischen Reiches auch seine außenpolitischen Methoden 

durchgreifend und sie begrenzend beherrscht hat. Das gilt für alle Versuche eines 

Sonderfriedens mit Frankreich, auch die von Anfang an mit grundlegenden Illu­

sionen behafteten Briand-Lancken-Sondierungen im Jahre 1917. Es gilt für alle 

Versuche, dem circulus vitiosus eines den deutschen Einfluß auf Belgien sichernden 

Friedensangebotes an Belgien, auch in der gemäßigten Variante Bethmanns und 

Kühlmanns, zu entrinnen. Es gilt aber vor allem auch für alle Ansätze der deutschen 

Kriegspolitik von 1915-1918, die, selbst abgesehen von der Frage des Grenzstreifens, 

stets zu wenig und zu spät zuzugestehen bereit war und auf diese Weise auch das 

Streben, vorhandene Sympathien auszubauen und politisch tragfähig zu machen, 

unweigerlich zu aussichtslosem Scheitern verdammt hat. Man mag über die 

Durchführung der Außenpolitik Woodrow Wilsons noch so kritisch urteilen, man 

wird im Vergleich mit der deutschen Seite doch immer das Zugeständnis machen 

müssen, daß sie — in freilich sehr viel bewegungsfreierer Lage - die aufsteigenden 

Kräfte der Zukunft mindestens im Ansatz erkannt und benutzt hat, während es sich 

in Deutschland - mi t der späten, in der Hauptsache erst 1917 wirksamen und auch 

dann nicht konsequent durchgehaltenen Ausnahme der Anhänger eines Vertei­

digungsfriedens - immer nu r u m Fortbildung und Ausklang versinkender Positio­

nen der Vergangenheit gehandelt hat. 

Bis zu dieser Grenze wird man die Positionen des Fischerschen Buches anerken­

nen können und müssen, obwohl diese kritische Linie in der Materialmasse des 

Buches mehr implicite enthalten als in der vielschichtigen Wirklichkeit differenziert 

E. Ton Vietsch, Wilhelm Solf. Botschafter zwischen den Zeiten, Tübingen 1961. 
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zur Durchführung gelangt ist. Das hebt aber nicht auf, daß die Urteilsmaßstäbe 

so massiv vereinfachend angesetzt werden, daß - mit wenigen Ausnahmen -

eigentlich nur eine massa perditionis der Torheit übrig bleibt, während die ganze 

Summe des zähen und erbitterten Ringens u m die Vermeidung einer nationalen 

Katastrophe darüber zu kurz kommt. 

Das Jahr des - begrenzten - Sieges im Osten, das Jahr 1915, ist gewiß noch ein­

mal eine Zeit der großen Illusionen gewesen, so daß der Kaiser37 noch im Herbst 

davon t räumen konnte, „ganz Polen müsse bei Deutschland bleiben", während er 

auch Flandern nicht wieder herausgeben wollte. Selbst der Kanzler paßte sich in 

der Öffentlichkeit der Reichstagsrede vom 9. 12. 3 8 so weitgehend wie möglich der 

gehobenen Stimmung der Mehrheit auch des Parlaments mit dem ironisch stim­

menden Ergebnis an, daß diese Rede ausnahmsweise als „besonders glücklich" 

empfunden wurde, und selbst Wilhelm II . ihn als „famosen" und „echt deut­

schen Mann" rühmte. Tatsächlich sah er die Grenzen des Erreichten deutlich ge­

nug, u m im Bundesrat (30. 11.)39 eine Konkretisierung seiner Kriegsziele vorsichtig 

zu vermeiden. Wohl bezeichnete er es als günstig für Deutschland, „wenn wir 

Rußland Polen und Kurland abnehmen könnten", u m diesen Gegner möglichst 

weit nach Osten abzudrängen. Aber er hielt doch, für ihn sehr bezeichnend, die 

Möglichkeit offen, daß der Krieg als Erschöpfungskrieg enden und Deutschland 

dann „weder im Osten noch im Westen viel erreichen" würde. Man sollte für die 

Beurteilung seiner Haltung am Jahresende nicht übersehen, daß sich mit dem Plan 

der Verdunschlacht auch jener Druck Falkenhayns in der Frage des U-Boot-Krieges 

anmeldete, seitdem das Verhältnis des Kanzlers zur OHL, der zweiten wie der drit­

ten, niemals wieder eigentlich normal geworden ist. Die Wissenden40 erkannten 

37 Regierte der Kaiser?, 12. 10., S. 136 u. 20. 10., S. 137. 
38 Vgl. Fischer, Kontinuität des Irrtums (s. Anm. 6), S. 23. 
39 Vgl. I. Geis, Der polnische Grenzstreifen 1914-1918, Lübeck 1960, S. 99f. Vgl. dazu 

bei Scherer/Grunewald I, Nr. 104, S. 124/125 das Schreiben Bethmann Hollwegs an Falken-
hayn, Berlin 14. 6. 1915 mit der tiefen Sorge des Kanzlers, der Verlust des einzigen eisfreien 
Zuganges zum Meere durch Rußland „müßte notwendiger Weise in absehbarer Zeit zu einem 
erneuten Konflikt zwischen Deutschland und Rußland führen". E r lehnte daher zunächst die 
Annexion auch von Kurland entschieden ab : es werde militärisch wie ethnographisch (durch 
das Übergewicht der revolutionären Letten gegen das baltendeutsche Element) mehr Be­
lastung als Gewinn darstellen. In Nr. 121, 4. 8. 1915, spricht er sich auch in diesem Zeitpunkt 
größter Erfolge im Osten für einen Separatfrieden mit Rußland unter Beschränkung auf „für 
uns notwendige strategische Grenzkorrekturen" aus. „Eine günstige und gefahrenlose Lösung 
des polnischen Problems gibt es für uns überhaupt nicht ." Gerade zur polnischen Frage bringt 
die französische Publikation eine ganze Reihe wertvoller und zur Nachprüfung auffordernder 
Dokumente. 

4 0 v. Müller, vgl. Regierte der Kaiser?, S. 146 (Dez. 1915). Vgl. Scherer/Grunewald I , 
Nr. 199, die scharfe Stellungnahme Falkenhayns vom 13. 2. 1916 an Bethmann Hollweg 
in der Frage der Verfügung über Belgien als Aufmarschgebiet und über die Eröffnung des 
unbeschränkten U-Boot-Krieges im März 1916. Die militärische Verfügung über Belgien 
gilt ihm, wie später der dritten OHL, bereits als „conditio sine qua non" für die „mittel­
europäische Kraftgruppe". „Ohne diese Condition verliert Deutschland den Krieg im We­
sten." 
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schon jetzt, daß der Kanzler damit völlig isoliert wurde und in Gefahr war, durch den 

„Spieler" Falkenhayn vor schwerste Entscheidungen gestellt zu werden. Man 

mag den Grad seiner Schwäche sehr kritisch beurteilen, auch wenn man seine Ver­

teidigung nicht leicht nimmt, daß letzten Endes die Kräfte des konservativen Preu­

ßens für ihn zu übermächtig gewesen seien. Aber die geschichtliche Tatsache seiner 

pessimistischen Prophezeiung, daß die Wiederaufnahme des unbeschränkten U-Boot-

Krieges mit dem Kriegseintritt der Vereinigten Staaten das Ende des Reiches, Firns 

Germaniae, bedeuten würde, kann nicht dadurch gestrichen werden, daß man aus 

ihm letzten Endes einen Repräsentanten der Politik seiner erbittertsten Gegner macht. 

Gewiß bleibt auch der Ausgang seiner Kanzlerschaft in den Jahren 1916/17 davon 

überschattet, daß er sich, je länger, desto weniger durchzusetzen vermochte. Aber 

die Ehrlichkeit seines Bemühens in „desperater Lage" bleibt bestehen, auch wenn 

er (Reichstagsrede vom 6. 4. 1916) die Öffentlichkeit dadurch aufrechterhalten 

wollte, daß er - in der Sache zutreffend - erklärte, den Status quo ante kenne die 

Geschichte nach so ungeheueren Geschehnissen nicht; Rußland dürfe nicht zum 

zweitenmal an der ungeschützten Grenze Ost- und Westpreußens aufmarschieren. 

Die eigentliche Linie seines politischen Denkens wird doch erst sichtbar, wenn er 

am 19. 8. 1916 im preußischen Staatsministerium41 eingestand, er sei nicht — wie 

andere — in der glücklichen Lage, zwischen Ost und West optieren zu können, und 

nehme daher den Frieden, wo er ihn bekommen könne. Man wird in diesem Not­

ruf einen zutreffenderen Ausdruck der deutschen Lage sehen müssen, als in histori­

schen Thesen, die von der dogmatischen Voraussetzung ausgehen, daß der für 

Deutschland dringend erwünschte rechtzeitige Frieden, sei es nach Osten oder nach 

Westen, bei gewandelten Methoden auch hätte erreichbar sein müssen, was mit 

ebenso guten Argumenten bestritten werden kann und geeignet ist, die Schwierig­

keit der Aufgabe, vor der die deutsche Kriegsdiplomatie - bei allem Zugeständnis 

ihrer Schwächen — stand, mehr zu verschleiern als geschichtlich begreifbar zu ma-

41 Vgl. Hoelzle, a. a. O., S. 513. — Auch zu der Frage der Verhandlungen mit Rußland 1916 
bringen die französischen Dokumente nicht zu übersehende Schriftstücke, unter denen die 
mehr wie kritische Beurteilung von Stinnes durch Jagow (Nr. 243, S. 325, Jagow an Lucius, 
8. 4. 1916) beachtenswert erscheint: „Der Knabe Stinnes ist ein Gewaltmensch, der unsere 
Politik ganz in seine Interessensphären hineinzwingen möchte. Daher Bündnis mit Rußland, 
um uns in einen grundsätzlichen Gegensatz zum Westen zu bringen." — Über die Aussichten 
eines Friedens mit Rußland siehe gleichzeitig Bethmann- Hollweg an den Kronprinzen, Nr. 
229, S. 309, 22. 4. 1916, wo es im Gegensatz zu optimistischen Erwartungen heißt: er sei mit 
Freuden zum Sonderfrieden „mit irgend einem unserer großen Nachbarn" bereit, sehe aber 
zur Zeit im Osten „tatsächlich nicht das geringste Anzeichen", daß das „offizielle Rußland" 
dazu bereit sei. Auch hier kehrt die Klage wieder, daß „in erster Linie die maßlosen Forde­
rungen unserer alldeutschen Blätter" die Aufgabe der deutschen Politik vor wie im Kriege 
erschwert hätten. Siehe das Protokoll des Kronrates v. 19. 7. 1916 bei Scherer/Grunewald I, 
Nr. 311, S. 440ff. Auch hier wieder die Klage: Friedensaussichten seien jetzt ebensowenig 
und noch weniger als früher vorhanden, die Stellung Rußlands sei zum mindesten unklar. Wir 
seien jetzt nicht in der Lage, ein Ende des Krieges herbeizuführen, und könnten gegenwärtig 
nur den Angriff unserer Feinde abwehren. Deshalb seien auch gerade jetzt die unsinnigen 
Annexionsforderungen völlig deplaciert. 
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chen. Wissen wir doch heute, daß selbst der innerste Kreis der deutschen Sicherungs­

politik, die Bemühungen u m die Fortdauer des Bündnisses mit Österreich über das 

Kriegsende hinaus, gleich der deutschen Polenpolitik mindestens ebensosehr ein 

Erzeugnis der Sorge u m die Zukunft wie ein Machtanspruch gewesen ist. Schon 

im September 1916, d. h. bereits vor dem Tode Kaiser Franz Josefs, war Tschirschky 

in Wien 4 2 tief besorgt, daß das Reich durch ein plötzliches Versagen der Kräfte 

seines Verbündeten Gefahr laufe, in seinen Sturz hineingezogen zu werden. Beth-

mann kommentierte dies mit den Worten, er fürchte, daß der Botschafter das Bild 

nicht in zu dunklen Farben gemalt habe. Während der Auseinandersetzungen des 

November 1916 über das Polenmanifest der Mittelmächte lehnte der Kanzler das 

von Hindenburg verlangte Eingreifen in die inneren Angelegenheiten der Doppel­

monarchie auf das schärfste mit dem Hinweis4 3 ab, daß er allein für die politischen 

Entscheidungen verantwortlich sei: er sei zu diesem Schritt weder bereit, noch be­

sitze die deutsche Politik die Macht, dem Verbündeten einfach ihren Willen zu 

diktieren. Er wies darauf hin, daß die Politik Berlins auch bei Friedensverhand­

lungen auf ein Zusammengehen mit Wien gegenüber den Westmächten angewiesen 

sei, da sein Übelwollen für die Zukunft der internationalen Beziehungen des Rei­

ches „ein wichtiger Faktor" sein würde. Man könnte und sollte diese Sorge u m die 

Zukunft ohne die Rückendeckung des seit Bismarck bestehenden Zweibundes zum 

mindesten ebenso als Schlüssel für die deutsche Mitteleuropapolitik der Kriegsjahre 

gebrauchen, wie die von Fischer betonte „imperialistische" Interpretation, und 

würde damit ihrem wahren Gehalt wahrscheinlich näher oder mindestens ebenso 

nahe kommen. Sie ist jedenfalls nach meiner Kenntnis der Akten auch der eigent­

liche Ausgangspunkt für die außenpolitische Aktion Kühlmanns im Jahre 1917 

gewesen, die von Anfang an unter dem Druck der Sonderfriedensbemühungen 

Kaiser Karls gestanden hat. Denn man darf auch den Kühlmann von 1917 nicht 

ohne weiteres auf seine 1915 noch bestehenden Illusionen festlegen, als er Meinecke 

gegenüber44 noch die „Narewgrenze im Osten, die Maasgrenze im Westen" als 

seine „bescheidenen" Kriegsziele bezeichnete. 

Auch die noch immer als ganzes nicht befriedigend behandelte Friedensproble­

matik des Jahres 1917 verlangt offenbar im Gegensatz zu den Ergebnissen Fischers 

eine sehr viel feinere, geschmeidiger die Summe und nicht nur eine Richtung der 

Quellen verfolgende Behandlung, die nicht einfach versucht, die politische Hand­

lungsweise der führenden Persönlichkeiten aus den Aktenstücken ihrer formulier­

ten Kriegszielprogramme abzuleiten. Man kann nicht den -übrigens ebenfalls akten­

mäßigen - Vorbehalt Bethmanns zu den Kreuznacher Kriegszielvereinbarungen mit 

Österreich vom 23. 4. 1917 ignorieren — dieses Programm stelle nach seiner Auf-

4 2 Ber . vom 28. 9. 1916, vgl. Z. A . B . Zeman, The Break-Up of the Habsburg Empire 
1914-1918, London 1961, S. 97f. - Text der Denkschrift Tschirschkys, Wien 28. 9.1916, bei 
Scherer/Grunewald I, Nr. 332, S. 477ff. 

43 Ebda., S. 110f. 
44 Er. Meinecke, Straßburg-Freiburg-Berlin, 1901-1919, Erinnerungen, Stuttgart 1949, 

S. 290 ff. 
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fassung eine Utopie dar, nu r erreichbar, wenn m a n den Frieden diktieren könne - , 

ohne zu unhaltbaren Ergebnissen zu kommen. Man kann über seinen Stoßseufzer 

zu Gallwitz nicht einfach hinweggehen: „Wenn ich nu r wüßte, wie ich diesen 

Krieg beendigen soll." Das gleiche gilt für die Andeutung seiner Bereitschaft, sich 

im Westen mi t wirtschaftlicher Annäherung Belgiens, im Osten mi t einer Auto­

nomie Polens und Litauens zufriedenzugeben46. Auch wer die Grenzen der deut­

schen Politik mit aller Schärfe erkennt und zugesteht, kann doch nicht streichen, 

daß die Politik der OHL von Persönlichkeiten, sicherlich ebenso ohnmächtig wie 

der Kanzler, die über die verzweifelte deutsche Lage klar sahen, radikal als utopisch 

verurteilt wurde. Admiral von Müller sah in ihren Forderungen „völlige Maßlosig­

keit im Osten, wie im Westen"; Valentini bezeichnete, in offenbarer Übereinstim­

mung mit Bethmann und vielleicht sogar Zimmermann, ihr Verhalten in.Kreuz­

nach einfach als „kindisch"46. Hierher gehört auch, daß selbst wer die „finassieren-

de" Politik Kühlmanns in der belgischen Frage schon deshalb verurteilt, weil sie 

nach allen Gegebenheiten ihr Ziel niemals erreichen konnte, doch seinen Not­

schrei47 nicht einfach ignorieren sollte: „Unser großer Nachteil besteht darin, daß 

wir in der wichtigsten aller Fragen — der belgischen — völlig lahmgelegt sind." 

Wenn er die Aussichten des von ihm gewählten Weges der diplomatischen Sondie­

rung England gegenüber viel zu optimistisch beurteilte, wußte er doch, daß man 

diesem wichtigsten Gegner entgegenkommen müsse. „Wir können nicht zu Ende 

kommen, wenn wir nicht in die Koalition unserer Gegner auf irgendeine Weise 

einen Keil treiben, genauso wie die Entente versucht, zwischen uns und Österreich 

einen Keil zu treiben." 

Für den Historiker, der die Spannungen und Gegensätze in der führenden 

Schicht der deutschen Politik nicht mehr sieht, wird das ganze innere Drama des 

Jahres 1917 zu einer Groteske des Mißverständnisses von Gegnern, die im Grunde 

einer Meinung gewesen seien, weil er zwischen den Lagern der deutschen Kriegs­

politik nu r mehr die wirklichen oder gar scheinbaren - weil taktisch erzwungenen -

Übereinstimmungen, nicht mehr die Schärfe der Spannungen zu sehen vermag. 

Von diesem Standpunkt her sinkt die ganze Debatte u m Verständigungs- oder Sieg­

frieden, die tiefe, weit über das Jahr 1918 hinaus fortwirkende Gegensätze auf­

klaffen ließ, zu einem Scheingefecht herab, in dem beide Seiten merkwürdigerweise 

verkannt hätten, wie nahe sie sich in Wirklichkeit standen - womit ein wenigstens 

zum Teil zutreffender Gesichtspunkt durch seine Übersteigerung entwertet wird. 

Die gleiche Notwendigkeit, das einseitig in die dunkle Farbe überheblicher Selbst­

täuschung getauchte Bild des Fischerschen Buches zu differenzieren, gilt schließ­

lich selbst für die Höhepunkte der in Deutschland vorhandenen imperialistischen 

45 Kronprinz Rupprecht v. Bayern, Mein Kriegstagebuch, Berlin 1929, Bd. 2, Eintrag v. 3. 
Juni 1917, S. 185; vgl. die Bemerkung des Kronprinzen: „Wenn nur die OHL mit einer der­
artigen Regelung der Ostgrenzen sich zufrieden gibt ." 

46 Regierte der Kaiser?, 23. 4. 1917, S. 278f. 
47 Aufz. vom 3. 9. 1917, Werk d. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses, XII, 1, 

S. 100. 
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Illusionen während des Jahres 1918, die sicherlich die stärkste Kritik herausfordern­

den, kurzlebigen und selbstzerstörerischen Friedensverhandlungen und Friedens­

verträge von Brest-Litowsk und Bukarest. Die ganz von dem Übergewicht der drit­

ten OHL - allerdings mit der vollen Unterstützung der politischen Rechten und 

offenbar bedrückend breiter Kreise der deutschen Wirtschaft - getragene Ost­

politik des Jahres 1918 ist allerdings derjenige Teil der deutschen Kriegspolitik, auf 

dessen Höhepunkt - vor allem in Ukraine-, Krim- und Kaukasuspolitik - die Ana­

logie zu dem nationalsozialistischen Amoklauf des Zweiten Weltkrieges, wenn auch 

noch immer ohne den düsteren Hintergrund seines erbarmungslosen Terrors, nicht 

geleugnet werden kann. Die völlige Überspannung der Zielsetzungen ist nicht zu 

bestreiten und bleibt bestehen, auch wenn begrenzte Übereinstimmungen mit der 

Rußlandpolitik der Entente, Schwanken zwischen Kooperation mit der siegreichen 

bolschewistischen Revolution und Streben nach Errichtung eines sie eindämmenden 

Cordon sanitaire, immerhin zum Nachdenken über die Schwere der Problematik 

auffordern. Auch hier gilt aber, daß der Sieg dieser Politik jedenfalls nicht so un­

bestritten gewesen ist, wie dies nach Anlage und Durchführung der These Fischers 

erscheint. Auch die Bedenken und Widerstandsversuche der Parteien der Friedens­

resolution von 1917 — vor allem gegen die Baltikumspolitik der OHL — sind nach 

dem Nachweis, der sich heute aus den Protokollen des Interfraktionellen Aus­

schusses48 ergibt, vielfältiger und zäher gewesen, als dies zu erkennen ist, wenn der 

Akzent nu r auf die abschließende Kapitulation ihrer Zustimmung zu den Friedens­

verträgen gelegt wird. Auch Kühlmann hat sich in Brest-Litowsk49 sehr hartnäckig 

gegen die „dauernde Festsetzung in Estland und Livland" gesträubt, da man 

schon jetzt „Gebiete bis zur Grenze dessen erwerben werde, was für die Sicherheit 

Petersburgs erträglich" sei. Er hat sich im Homburger Kronrat erneut gegen den 

von der OHL verlangten Vormarsch ausgesprochen, weil er durchaus richtig er­

kannte, daß angesichts der Revolution selbst die Einnahme von Petersburg kein 

Ende bedeuten würde. „Wenn man mit Waffen komme, werde der Nationalismus 

erwachen und die Revolution nur gestärkt werden." Schließlich hat er auch von 

Bukarest her mit dem Hinweis auf seine Warnungen in Homburg noch einmal an 

den Reichskanzler50 sein grundsätzliches Bedenken gegen die Gesamtheit der 

Ludendorffschen Ostpolitik betont. „Eine vollkommene Abschnürung Rußlands von 

der Ostsee und dauernde Bedrohung seiner Hauptstadt aus nächster Nähe wird 

ein Zustand, der mit absoluter Sicherheit einen dauernden deutsch-russischen Ge­

gensatz schaffen und zu einem künftigen Kriege führen wird." Gewiß hat er nun -

wie vor ihm Bethmann - niemals den angesichts der Kriegslage nicht leichten Ent­

schluß gefaßt, durch einen Rücktritt die Frage der Verantwortung zu klären. 

Schon nach dem Kronrat von Homburg war ihm klar, daß ihn der greise Hertling 

bei einer solchen offenen Aufnahme des Kampfes gegen die OHL im Stich lassen 

48 E . Matthias u. R. Morsey, Der Interfraktionelle Ausschuß 1917/1918, Bd. 1/2, Düssel­
dorf 1959. 

49 Vgl. Telegr. vom 7. 2. 1918, Nr. 26. Nach eigenen Aktenauszügen. 
50 Vgl. Akten Reichskanzlei I I Kr. 15, Bd. 2. 
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würde6 1 . Der Staatssekretär, dessen persönliche Haltung nach den Akten vielleicht 

eines Tages eher in günstigerem Licht erscheinen wird, als dies nach den späten 

Memoiren seines Alters der Fall ist, hat sich auch in Bukarest noch einmal tief 

gereizt gegen den Einbruch Ludendorffs in die Politik zur Wehr zu setzen versucht. 

Als die OHL auf dem Höhepunkt ihrer Reibungen mit ihm die Abtransporte aus 

dem Osten wegen der angeblich durch die Politik verschuldeten Verzögerung des 

Friedensschlusses mit Rumänien einstellte, hat Kühlmann (26. 3. 1918) sogar noch 

einmal Hertling zu einem grundsätzlichen Kampf für den Primat der Politik gegen 

die Kriegsführung fortreißen wollen. Indem er5 2 betonte, daß er in den für die Ver­

zögerung entscheidenden wirtschaftlichen Fragen mit gebundener Hand nach Bu­

karest gesandt sei, lehnte er es als „kurzsichtige Politik" ab, wirtschaftliche Ab­

machungen in Ultimatform zu erzwingen, da man für die Durchführung doch ohne 

die „einschlägigen Faktoren im Lande selbst" nicht auskommen könne — worin im 

Grunde doch bereits eine schneidende Kritik an der ganzen Ebene des von Berlin 

her diktierten Wirtschaftsfriedens mit Rumänien enthalten war. Er erklärte, der 

Kaiser müsse radikal aufgefordert werden, den Generalstab nur dann zu befragen 

und heranzuziehen, soweit „rein militärische Interessen in Frage kommen." So 

vergeblich nun diese letzten Zuckungen eines verspäteten Widerstandswillens der 

Politik gegen den übermächtigen Druck der OHL und der mit ihr verbündeten brei­

ten Front der Interessen gewesen sind, ergibt sich doch auch hier noch einmal die 

Bestätigung, daß das geschichtliche Bild der deutschen Kriegs- und Kriegsziel­

politik nicht zutreffend aus der Ebene einer sich selbst isolierenden Fragestellung 

gefunden werden kann. Es war vielschichtiger, spannungs- und konfliktreicher, als es 

nach der Perlenschnur abgerundeter Kriegszielprogramme erscheint. 

Fülle und Gewicht der durch Fischers Buch aufgeworfenen Fragen mahnen trotz­

dem zweifellos, die von seinen Thesen ausgehende „Herausforderung" nicht gering 

einzuschätzen. Ebenso bedeutsam erscheint aber die Folgerung, daß die Revision 

auf Grund einer radikal geänderten Quellenlage und aus dem Abstand eines halben 

Jahrhunderts sich mit ihren Fragestellungen und Gesichtspunkten nicht einfach in jene 

Schranken drängen lassen darf, die auf der einen Seite der von der Blindheit des 

Handelnden eingeschlossenen Generation von 1914-1918 gezogen waren und sich 

damit auch unvermeidlich in der Art des Quellenmaterials widerspiegeln. Ebenso­

wenig genügt es aber, diese uns heute schon erheblich entrückte Vergangenheit dem 

Schema einer radikalen Schwarz-Weiß-Interpretation zu unterwerfen, die zur stärk­

sten Schwäche des Fischerschen Buches geworden ist. Er hat sicherlich das Ver­

dienst, den Finger auf eine offene Wunde gelegt, auf die Unhaltbarkeit des Zustan-

des hingewiesen zu haben, daß in der deutschen Beschäftigung mit dem Ersten Welt­

krieg eine heute nicht mehr zu verantwortende Stagnation eingetreten war, wäh-

51 Regierte der Kaiser?, 13. 2. 1918, S. 333ff. Über den Ausgang des Homburger Kron­
rates : „Kühlmann, neben dem ich an der Abendtafel saß, war sehr traurig, daß sich der Kanz­
ler zu diesem Kompromiß hatte bereit finden lassen. Andererseits wäre eine Militärdiktatur 
die sonst wohl gekommen wäre, der Anfang vom Ende." 

52 Tel. vom 26. 5., Nr. 457. Nach eigenen Aktenauszügen. 
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rend das Ausland längst an diesen Fragen ein brennendes Interesse entwickelte, frei­
lich auch früher Zutritt zu dem dokumentarischen Material erhalten hatte. Klaus 
Epstein53, der mit vollem Recht das Buch Fischers als ein wichtiges Buch anerkennt, 
möchte es auf Grund der Unabhängigkeit, die es gegen bisherige - sicher oft nicht 
zulängliche - deutsche Auffassungen bewiesen hat, auch ein großes Buch nennen. 
Dagegen lassen sich ernste, einschränkende Zweifel anmelden, wenn man es als 
die unerläßliche Aufgabe des Historikers ansieht, einer schwierigen Epoche des 
Überganges in dem Sinne gerecht zu werden, daß er ihre Schranken nach der Trag­
weite der sie bestimmenden Ursachen nicht nur kritisiert, sondern auch versteht. 
Es bleibt aber bestehen, daß seinem Vorstoß wahrscheinlich auf die Dauer das Ver­
dienst nicht abzusprechen sein wird, einen neuen Abschnitt in der Behandlung 
und Wertung der Geschichte des Ersten Weltkrieges eröffnet zu haben. 

58 a. a. O., S. 167. 

Vierteljahrshefte 3/3 


